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I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
27. Mai 2002 sowie der Bescheid der Beklagten vom 14. Dezember 1999 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20. Juni 2000 abgeÃ¤ndert und die
Beklagte verurteilt dem KlÃ¤ger ab 1. November 2001 die gesetzlichen Leistungen
wegen voller Erwerbsminderung zu zahlen.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten beider
RechtszÃ¼ge zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der 1956 geborene KlÃ¤ger hat eine Landwirtschaftslehre absolviert. AnschlieÃ�end
war er als Brauerei- und als Metallarbeiter sowie von 1984 bis 1997 als
Betriebsstoffwart in einer Standortverwaltung versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.
Seitdem ist er arbeitslos bzw. arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Im Zeitraum vom
01.09.1971 bis 27.06.2000 hat er insgesamt 346 Monate Beitragszeiten
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nachgewiesen.

Im Jahre 1995 hatte die Beklagte dem KlÃ¤ger erstmals ein stationÃ¤res
Heilverfahren gewÃ¤hrt, aus dem er als arbeitsfÃ¤hig entlassen worden war. Ein
weiteres Heilverfahren wurde in der Zeit vom 14.01.1999 bis 11.02.1999 in der
OrthopÃ¤dischen Klinik Bad B. durchgefÃ¼hrt, nachdem der KlÃ¤ger aufgrund eines
am 23.05.1998 erlittenen Verkehrsunfalls arbeitsunfÃ¤hig gewesen war. Als
Diagnosen sind im Entlassungsbericht vom 12.02.1999 eine DeformitÃ¤t des linken
VorfuÃ�es bei Zustand nach Zehengrundgelenksluxation und
Grundgliedbasisfraktur, statische Beschwerden linker FuÃ� und linke untere
ExtremitÃ¤t, Thorakal-Lumbalsyndrom links, Coxarthrose beidseits, Gonarthrose
links und kompensierte InstabilitÃ¤t des linken Kniegelenks aufgefÃ¼hrt. Auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt seien noch leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche
Arbeiten zu ebener Erde im Wechsel zwischen Stehen, Gehen und Sitzen
vollschichtig mÃ¶glich. Nicht mehr zumutbar seien das Heben und Tragen schwerer
oder mittelschwerer Lasten, eine Belastung des linken Beines, langzeitiges Stehen
oder langzeitiges Gehen und das Ersteigen von Leitern und Ge- rÃ¼sten. Zu
vermeiden seien weiterhin Zwangshaltungen und wegen bestehender Gang- und
Standunsicherheit ErschÃ¼tterungen oder Vibrationen oder TÃ¤tigkeiten mit
erhÃ¶hter Unfallgefahr.

Am 26.10.1999 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Diese holte von Dr.L. ein Gutachten zum
beruflichen LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers vom 30.11.1999 ein. Darin sind als
GesundheitsstÃ¶rungen eine Belas- tungsminderung und chronischer
Nervenschmerz am linken VorfuÃ� nach VorfuÃ�trauma links durch privaten
Autounfall vom 23.05. 1998, ein chronisches LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom,
Knorpelschaden im linken Kniegelenk und Zustand nach operiertem Innen- und
Kreuzbandriss links (1994) aufgefÃ¼hrt. Mit RÃ¼cksicht darauf seien dem KlÃ¤ger
noch leichte bis mittelschwere Arbeiten vollschichtig zumutbar, ohne einseitige
KÃ¶rperhaltung, ohne hÃ¤ufiges Klettern und Steigen oder dauerndes Gehen und
Stehen.

Mit Bescheid vom 14.12.1999 lehnte die Beklagte den Rentenantrag des KlÃ¤gers
darauf ab. Der KlÃ¤ger sei weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Widerspruch eingelegt. Die Beklagte veranlasste eine
Begutachtung auf psychiatrischem Fachgebiet durch Dr.K. , nachdem sich aus der
Krankengeschichte eine psychiatrische und neurologische Behandlung durch die
Dres.L. und F. ergeben hatte. In seinem Gutachten vom 10.05.2000 stellte Dr.K. die
Diagnosen Podalgie links und reaktive Depression. Die medizinische Behandlung
des KlÃ¤gers sei ausgesprochen ungenÃ¼gend, die nachweisbare reaktive
Depression nicht gutachtensrelevant. Es handle sich beim KlÃ¤ger um einen
Behandlungsfall im Sinne der Reichsversicherungsordnung, eine endgÃ¼ltige
Beurteilung der Berufs-/ErwerbsfÃ¤higkeit kÃ¶nne erst nach DurchfÃ¼hrung einer
intensiven medizinischen Behandlung erfolgen. VorlÃ¤ufig seien MÃ¤nnerarbeiten
hauptsÃ¤chlich im sitzen ohne wesentliche Belastung der linken unteren
ExtremitÃ¤t durchfÃ¼hrbar.
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Mit Widerspruchsbescheid vom 20.06.2000 wies die Beklagte den Widerspruch
darauf zurÃ¼ck. Der auf TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts verweisbare
KlÃ¤ger sei mit RÃ¼cksicht auf sein RestleistungsvermÃ¶gen weder berufs- noch
erwerbsunfÃ¤hig und habe daher keinen Rentenanspruch.

Dagegen hat der KlÃ¤ger zum Sozialgericht Augsburg Klage erhoben, mit der er
weiter Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit begehrt. Das Sozialgericht hat
Befundberichte und Unterlagen zur Krankengeschichte des KlÃ¤gers sowie ein
Gutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie, Psychiatrie und psychotherapeutische
Medizin Dr.F. vom 07.08.2000 beigezogen, das diese in einem
Schwerbehindertenverfahren erstattet hatte. Darin schildert sie ein leichtes
reaktivdepressives Syndrom im Sinne einer leichten psychovegetativen StÃ¶rung
sowie ein Schmerzsyndrom, das sie als Morton-Metatarsalgie links diagnostiziert.

Im Auftrag des Sozialgerichts hat der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.A. am
11.08.2001 ein nervenÃ¤rztliches Gutachten zum beruflichen LeistungsvermÃ¶gen
des KlÃ¤gers erstattet. Er hat neurologischerseits die Diagnose einer Morton-
Metatarsalgie als unzweifelhaft bestÃ¤tigt, ferner von Seiten des psychischen
Befundes eine gedrÃ¼ckte Grundstimmung und leichte AnpassungsstÃ¶rung im
Sinne einer reaktiven Depression ohne schwerwiegende BeeintrÃ¤chtigungen des
beruflichen LeistungsvermÃ¶gens. Es seien dem KlÃ¤ger noch vollschichtig
kÃ¶rperlich leichte Arbeiten mÃ¶glich.

Der OrthopÃ¤de Dr.S. hat im Gutachten vom 22.10.2001 als
GesundheitsstÃ¶rungen VorfuÃ�beschwerden nach Verrenkungsbruch im
VorfuÃ�bereich links und subjektive Beschwerden im Sinne eines
LendenwirbelsÃ¤ulensyndroms bei leichter Fehlstatik ohne Wurzelreizung
festgestellt. Mit RÃ¼cksicht darauf sei der KlÃ¤ger noch vollschichtig zu kÃ¶rperlich
leichten Arbeiten Ã¼berwiegend im sitzen in der Lage, die Ã¼blichen Wegstrecken
kÃ¶nnten bei dafÃ¼r zumutbarem Zeitaufwand zurÃ¼ckgelegt werden.

Auf den Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes hat
sodann Dr.H. ein nervenÃ¤rztliches Gutachten vom 16.01.2002 zum beruflichen
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers erstattet. Als GesundheitsstÃ¶rungen hat er eine
anhaltende soma- toforme SchmerzstÃ¶rung, eine Morton-Metatarsalgie links und
zeitweilige RÃ¼ckenbeschwerden ohne FunktionseinschrÃ¤nkung festgestellt. Der
KlÃ¤ger sei noch zu kÃ¶rperlich leichten bis zeitweise mittelschweren Arbeiten
vollschichtig in der Lage, bevorzugt im Wechsel zwischen Sitzen und Stehen,
Ã¼berwiegend sitzend und ohne stÃ¤ndiges Treppen- oder Leiternsteigen. Der
KlÃ¤ger hat darauf einen Entlassungsbericht aus stationÃ¤rer Behandlung vom
14.11. bis 19.12.2001 der Fachklinik E. â�� interdisziplinÃ¤re Schmerzklinik â��
eingereicht. Darin sind ein chronisches Schmerzsyndrom Stadium III bei
Metatarsalgie links, cronisch-rezidivierendes Lumbalsyndrom, Coxalgie beidseits bei
Coxarthrose, rezidivierende Gonalgie links, leichte FunktionseinschrÃ¤nkung des
linken Schultergelenkes, somatoforme SchmerzstÃ¶rung, posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung und Schmerzkrankheit beschrieben. Das berufliche
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers sei fÃ¼r regelmÃ¤Ã�ige Arbeiten unter
dreistÃ¼ndig gesunken. Nach einer stationÃ¤ren psychosomatischen Behandlung
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sollte erneut eine sozialmedizinische Beurteilung des beruflichen
LeistungsvermÃ¶gens erfolgen.

In einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 11.03.2002 hat Dr.H. dazu ausgefÃ¼hrt,
dass zweifellos eine somatoforme SchmerzstÃ¶rung vorliege. Ein fassbarer
organpathologischer Befund sei jedoch nicht zu erheben gewesen. Die frÃ¼her
gestellte Diagnose einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung sei nicht
hinreichend gesichert, ebenso wenig spreche dafÃ¼r der Krankheitsverlauf. Die
beim KlÃ¤ger vorliegende seelische StÃ¶rung sei keinesfalls so ausgeprÃ¤gt, dass
eine zeitliche Leistungsminderung im Erwerbsleben daraus abgeleitet werden
kÃ¶nne.

Mit Urteil vom 27.05.2002 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und sich im
wesentlichen der Beurteilung von Dr.H. angeschlossen. Der KlÃ¤ger sei noch zu
einer vollschichtigen ErwerbstÃ¤tigkeit in der Lage. In Anbetracht seiner
Verweisbarkeit auf alle TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts sei der KlÃ¤ger
daher weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig und habe keinen Rentenanspruch.

Dagegen wendet sich der KlÃ¤ger mit der Berufung.

Im Auftrag des Senats hat Dr.A. ein algesiologisches Gutachten zum beruflichen
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers erstattet. In seinem Gutachten vom 05.06.2003
hat er als GesundheitsstÃ¶rungen auf der kÃ¶rperlichen Ebene eine
posttraumatische Metatarsalgie des linken VorfuÃ�es, eine unspezifische
schmerzhafte BewegungseinschrÃ¤nkung der linken Schulter, einen chronischen
unspezifischen RÃ¼ckenschmerz der Lenden- und NackenwirbelsÃ¤ule ohne
Ausfallserscheinungen sowie eine schmerzhafte Insertionstendopathie-
HÃ¼ftgelenksarthrose beidseits erhoben. Als psychische StÃ¶rung lÃ¤gen eine
anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung sowie eine posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung mit vegetativen Begleitsymptomen vor. Die kÃ¶rperlichen
GesundheitsstÃ¶rungen hinderten den KlÃ¤ger nicht an vollschichtigen leichten bis
zeitweise mittelschweren TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Sitzen, ohne lÃ¤ngeres
Gehen und Stehen, ohne TÃ¤tigkeiten in Zwangshaltungen und nicht auf Leitern
und GerÃ¼sten oder Ã�berkopfarbeiten. Die psychischen StÃ¶rungen hinderten den
KlÃ¤ger jedoch an jeglicher ErwerbstÃ¤tigkeit unter den Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarkts. Lediglich unter Einbindung in ein soziales Umfeld, wie
sie in WerkstÃ¤tten fÃ¼r Behinderte oder in betreuten Wohngemeinschaften
geboten werde, wÃ¤re es dem KlÃ¤ger mÃ¶glich, in einem geschÃ¼tzten Rahmen,
der die Auswirkungen der psychischen GesundheitsstÃ¶rungen ausgleiche, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit von wirtschaftlichem Wert zu verrichten. Zudem seien Anmarsch-
wege infolge der belastungsabhÃ¤ngigen Schmerzhaftigkeit des linken VorfuÃ�es
auf Gehstrecken von unter 500 m eingeschrÃ¤nkt. Dieser Gesundheitszustand mit
der daraus folgenden Beurteilung des beruflichen LeistungsvermÃ¶gens bestehe
bereits seit der Entlassung aus dem Heilverfahren in Bad B. im MÃ¤rz 1999 (auch
wenn die Diagnose einer somatoformen SchmerzstÃ¶rung erstmals durch die
Schmerzklinik E. auf Grund eines stationÃ¤ren Aufenthalts im November und
Dezember 2001 gestellt worden sei). Auch Dr.H. habe eine anhaltende somatoforme
SchmerzstÃ¶rung festgestellt, die er sogar als im Vordergrund des Krankheitsbildes
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bewertet habe, auch wenn dieser es leider versÃ¤umt habe, die sozialmedizinischen
Auswirkungen dieser Erkrankung in seinem Gutachten zu diskutieren.

Zum Gutachten des Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen fÃ¼hrt Frau Dr. W. in ihren
Stellungnahmen fÃ¼r den Sozialmedizinischen Dienst der Beklagten vom
19.09.2003 und 24.11.2003 aus, dass die sozialmedizinische
LeistungseinschrÃ¤nkung des SachverstÃ¤ndigen nicht nachvollziehbar, nicht
objektiviert und nicht validiert sei. Der vom Senat beauftragte Ã¤rztliche
SachverstÃ¤ndige setze subjektive Angaben den objektiven Befunden gleich und
prÃ¼fe nicht die sozialmedizinische Relevanz der von ihm gestellten Diagnosen. Im
Hinblick auf das Ergebnis der Vorgutachten auf neuro-psychiatrischem Fachgebiet
seien seine SchlÃ¼sse "nicht nachvollziehbar, schlÃ¼ssig und plausibel". Der
SachverstÃ¤ndige unterliege einer FehleinschÃ¤tzung seiner eigenen Kompetenz
und sei nicht in der Lage, kompetent qualifiziert umfassend zu diagnostizieren und
den Schweregrad sowie die sozialmedizinische Relevanz einer StÃ¶rung zu
bestimmen.

Dazu Ã¤uÃ�ert sich Dr.A. in einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 16.10.2003. Er
habe als Chefarzt einer Einrichtung, die auf schmerztherapeutische Fragen
spezialisiert sei, ein algesiologisches Gutachten erstattet, wobei die Diagnose
anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung im Rahmen der von ihm betreuten
Einrichtung die zweithÃ¤ufigst angegebene Diagnose sei. Daraus ergebe sich seine
fachliche Kompetenz. Die Stellungnahme von Frau Dr.W. setze sich inhaltlich mit
seinem Gutachten nur beilÃ¤ufig auseinander und wÃ¼rde Ã¼berhaupt nicht den
wesentlichen Inhalt seiner AusfÃ¼hrung betreffen. Insbesondere wÃ¼rde die
zentrale Aussage seines Gutachtens, nÃ¤mlich das Vorliegen einer
sozialmedizinisch relevanten anhaltenden somatoformen SchmerzstÃ¶rung und
deren anamnestische BegrÃ¼ndung, Ã¼berhaupt nicht erÃ¶rtert. FÃ¼r ihn sei das
von Dr.W. postulierte vollschichtige berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
nicht nachvollziehbar. Die sozialmedizinische Beurteilung mit der als Hauptdiagnose
gestellten anhaltenden somatoformen SchmerzstÃ¶rung entspreche den Leitlinien
der Deutschen Gesellschaft fÃ¼r psychotherapeutische Medizin, der Allgemeinen
Ã¤rztlichen Gesellschaft fÃ¼r Psychotherapie, der Ã�rztlichen Gesellschaft fÃ¼r
Psychoanalyse, Psychotherapie und Psychosomatik sowie dem Deutschen Kollegium
fÃ¼r psychosomatische Medizin.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 27.05.2002
sowie den Bescheid der Beklagten vom 14.12.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20.06.2000 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, ihm ab 01.11.2001 die gesetzlichen Leistungen wegen voller
Erwerbsminderung zu leisten.

Die Beklagte beantragt, die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen waren die Akten der Beklagten und die des Sozialgerichts Augsburg, auf
deren Inhalt sowie auf den Inhalt der Berufungsakte zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes Bezug genommen wird.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, sachlich
ist sie entsprechend dem am Schluss der mÃ¼ndlichen Verhandlung gestellten
Antrag auch begrÃ¼ndet, weil er ab November 2001 Anspruch auf Rente wegen
voller Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI)
â�� in der ab 01.01.2001 gÃ¼ltigen Fassung â�� hat.

Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB VI hat,
wer wegen GesundheitsstÃ¶rungen auf nicht absehbarer Zeit auÃ�er Stande ist,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei
Stunden tÃ¤glich erwerbsfÃ¤hig zu sein.

Diese gesundheitlichen Voraussetzungen einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit
sind auf Grund des Ergebnisses der Beweisaufnahme durch den Senat fÃ¼r die Zeit
ab Oktober 2001 erfÃ¼llt und liegen auf Dauer vor.

Was die Beurteilung des beruflichen LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers anlangt,
zeigen sich fÃ¼r den Senat zwei Lager der Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen.
WÃ¤hrend die von der Beklagten und dem Sozialgericht befragten
SachverstÃ¤ndigen auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet den somatoformen
StÃ¶rungen des KlÃ¤gers keinen Krankheitswert zubilligen und dementsprechend
schwerwiegende Auswirkungen auf das berufliche LeistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers verneinen, sehen die behandelnden Ã�rzte und die darauf befragten
Schmerzspezialisten in diesem Erscheinungsbild eine krankheitswertige StÃ¶rung,
die teilweise als AnpassungsstÃ¶rung oder, wie die interdisziplinÃ¤re Schmerzklinik
E. als chronisches Schmerzsyndrom Stadium III im Sinne einer somatoformen
SchmerzstÃ¶rung diagnostiziert wird. Nach der dortigen sozialmedizinischen
Beurteilung im Entlassungsbericht vom 15.01.2002 sahen die behandelnden Ã�rzte
den KlÃ¤ger bereits seit Oktober 2001 zu keinerlei regelmÃ¤Ã�iger
ErwerbstÃ¤tigkeit Ã¼ber drei Stunden tÃ¤glich in der Lage und forderten nach einer
stationÃ¤ren psychosomatischen Behandlung eine erneute sozialmedizinische
Beurteilung.

In diesem Sinne ist auch der vom Senat befragte Ã¤rztliche SachverstÃ¤ndige Dr.A.
zur Auffassung gelangt, dass der KlÃ¤ger auf Grund seiner psychischen StÃ¶rungen
im Sinne einer anhaltenden somatoformen SchmerzstÃ¶rung zu keinerlei
ErwerbstÃ¤tigkeit von wirtschaftlichem Wert mit Wahrscheinlichkeit bereits seit
MÃ¤rz 1999 â�� Entlassung aus der Klinik Bad B. â�� in der Lage sei. Demnach
besteht keine einhellige Meinung der Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen zum
beruflichen LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers, sondern vielmehr zwei diametral
entgegengesetzte Beurteilungen. Wenn sich nunmehr fÃ¼r den SozialÃ¤rztlichen
Dienst der Beklagten Frau Dr.W. darauf beruft, dass der KlÃ¤ger im
Rentenverfahren dreifach neuropsychiatrisch kompetent, umfassend, qualifiziert
begutachtet und mit der Ã¼bereinstimmenden medizinischen und
sozialmedizinischen Schlussfolgerung eines vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens
fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts in der Lage gesehen wurde, so
Ã¼bersieht sie dabei, dass die Ã�rzte, die sich Ã¼berwiegend mit
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Schmerzsyndromen beschÃ¤ftigen, beim KlÃ¤ger von ihrem Fachgebiet als
Schmerztherapeuthen aufgrund objektivbarer Befunde ein schwerwiegendes
Krankheitsbild erkennen, welches das berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
vollkommen aufhebt. Dies rechtfertigt fÃ¼r den Senat den Schluss, dass durch
diese Ã�rzte Schmerzsyndrome qualifizierter und kompetenter beurteilt werden
kÃ¶nnen, als dies in einem nervenÃ¤rztlichen Vorgutachten mÃ¶glich gewesen war,
die, soweit sie Ã¼berhaupt eine somatoforme SchmerzstÃ¶rung erkannt haben, in
dieser keinen Krankheitswert sehen konnten. Schon gar nicht konnten die von Dr.W.
in ihrer letzten Stellungnahme vom 19.09.2003 vorgebrachten Einwendungen
gegen das Gutachten des Dr.A. den Senat Ã¼berzeugen. Aus dem Gutachten des
Dr.A. ergibt sich fÃ¼r den Senat erkennbar die durchaus erforderliche und von
Dr.W. nicht erkannte kritische Einstellung gegenÃ¼ber dem Vorbringen des
KlÃ¤gers. Der Senat ist deshalb davon Ã¼berzeugt, dass die Vorgutachter â��
soweit sie sich Ã¼berhaupt eingehend mit der psychischen Situation des KlÃ¤gers
befasst haben â�� die tatsÃ¤chlich beim KlÃ¤ger vorliegende GesundheitsstÃ¶rung
nicht erkannt haben und deshalb nicht zu einer umfassenden Beurteilung des
sozialmedizinischen LeistungsvermÃ¶gens gekommen sind. Dies liegt daran, dass
aufgrund der Krankengeschichte die organischen Beschwerden des KlÃ¤gers sich
derart in den Vordergrund geschoben haben, dass der gesamte Problemkomplex
einer somatoformen SchmerzstÃ¶rung von ihnen nicht erkannt worden ist.

Der Senat hat sich deshalb der Beurteilung des Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.A.
angeschlossen, der nachvollziehbar dargelegt hat, dass der KlÃ¤ger zu keinerlei
ErwerbstÃ¤tigkeit von wirtschaftlichem Wert auf Dauer mehr in der Lage ist. Dabei
ist der Senat zur Ansicht gelangt, dass jedenfalls seit Oktober 2001 â�� aufgrund
der Behandlung in der Schmerzklinik E. â�� mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit ein vÃ¶llig aufgehobenes berufliches LeistungsvermÃ¶gen im
Sinne des Â§ 43 SGB VI â�� unter dreistÃ¼ndig â�� nachgewiesen ist.

Auf die Berufung des KlÃ¤gers waren daher das Urteil des Sozialgerichts Augsburg
und der angefochtene Bescheid der Beklagten abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, dem KlÃ¤ger wegen eines im Oktober 2001 eingetretenen
Leistungsfalles der vollen Erwerbsminderung die gesetzlichen Leistungen â�� dem
KlÃ¤ger wurde zwischenzeitlich noch ein stationÃ¤res Heilverfahren in der B.klinik
vom 18.09.2002 bis 09.10.2002 gewÃ¤hrt â�� zu zahlen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG).

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 SGG nicht
vorliegen.

Erstellt am: 13.04.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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